
Tenor 

1. Das Königreich Spanien hat dadurch gegen seine Verpflichtungen 
aus der Richtlinie 69/335/EWG des Rates vom 17. Juli 1969 
betreffend die indirekten Steuern auf die Ansammlung von Kapital 
in der durch die Richtlinien 73/79/EWG des Rates vom 9. April 
1973, 73/80/EWG des Rates vom 9. April 1973 und 
85/303/EWG des Rates vom 10. Juni 1985 geänderten Fassung 
verstoßen, dass es 

— die Befreiung der Vorgänge im Sinne von Art. 7 Abs. 1 
Buchst. b der Richtlinie 69/335 in der durch die Richtlinien 
73/79, 73/80 und 85/303 geänderten Fassung von der 
Gesellschaftsteuer von den Voraussetzungen abhängig macht, 
die in Art. 96 der Zweiten Zusatzbestimmung der konsoli­
dierten Fassung des spanischen Körperschaftsteuergesetzes 
(Disposición Adicional Segunda del texto Refundido de la 
Ley del Impuesto sobre Sociedades), gebilligt durch das König­
liche Gesetzesdekret Nr. 4/2004 vom 5. März 2004, vor­
gesehen sind, 

— auf die Verlegung des Ortes der tatsächlichen Geschäftsleitung 
oder des satzungsmäßigen Sitzes der Kapitalgesellschaften von 
einem Mitgliedstaat nach Spanien Gesellschaftsteuer erhebt, 
wenn diese Gesellschaften in ihrem Herkunftsland keiner ver­
gleichbaren Steuer unterliegen, und 

— Gesellschaftsteuer auf das Kapital erhebt, das den Geschäfts­
tätigkeiten zugeordnet ist, die im spanischen Hoheitsgebiet von 
Zweigstellen oder ständigen Niederlassungen solcher Gesell­
schaften ausgeübt werden, die ihren Sitz in einem anderen 
Mitgliedstaat haben, der keine vergleichbare Steuer erhebt. 

2. Im Übrigen wird die Klage abgewiesen. 

3. Das Königreich Spanien trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 269 vom 10.11.2007. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 25. Juni 2009 
(Vorabentscheidungsersuchen des Raad van State — 
Niederlande) — Exportslachterij J. Gosschalk & Zoon 

BV/Minister van Landbouw, Natuur en Voedselkwaliteit 

(Rechtssache C-430/07) ( 1 ) 

(Entscheidung 2000/764/EG — Nachweis und epidemiologi­
sche Überwachung von boviner spongiformer Enzephalopathie 
— Verordnung [EG] Nr. 2777/2000 — Maßnahmen zur 
Marktstützung — Veterinärmaßnahmen — Beteiligung der 
Gemeinschaft an der Finanzierung eines Teils der Kosten 
für Tests — Richtlinie 85/73/EWG — Möglichkeit der Mit­
gliedstaaten, zur Finanzierung des nicht von der Gemeinschaft 
übernommenen Teils der Kosten einzelstaatliche Fleisch­
beschaugebühren oder Gebühren für die Bekämpfung von 

Tierseuchen zu erheben) 

(2009/C 205/07) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Raad van State 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Exportslachterij J. Gosschalk & Zoon BV 

Beklagter: Minister van Landbouw, Natuur en Voedselkwaliteit 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Nederlandse Raad van State — 
Auslegung von Art. 1 Abs. 3 der Entscheidung 2000/764/EG 
der Kommission vom 29. November 2000 über die Unter­
suchung von Rindern auf bovine spongiforme Enzephalopathie 
und zur Änderung der Entscheidung 98/272/EG über die epi­
demiologische Überwachung der transmissiblen spongiformen 
Enzephalopathien (ABl. L 305, S. 35), Art. 2 Abs. 1 und 2 
der Verordnung (EG) Nr. 2777/2000 der Kommission vom 
18. Dezember 2000 über außerordentliche Stützungsmaßnah­
men für den Rindfleischmarkt (ABl. L 321, S. 47), Art. 1 Abs. 2 
Buchst. b der Verordnung (EG) Nr. 1258/1999 des Rates vom 
17. Mai 1999 über die Finanzierung der Gemeinsamen Agrar­
politik (ABl. L 160, S. 103), der Verordnung (EG) Nr. 
1254/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Rindfleisch (ABl. L 160, S. 21) und Art. 5 
Abs. 4 letzter Satz der Richtlinie 85/73/EWG des Rates vom 29. 
Januar 1985 über die Finanzierung der Untersuchungen und 
Hygienekontrollen von frischem Fleisch und Geflügelfleisch 
(ABl. L 32, S. 14), geändert und kodifiziert durch die Richtlinie 
96/43/EG (ABl. L 162, S. 1) — Untersuchung auf ESB — 
Zugelassene Schnelltests — Ausschließliche Finanzierung durch 
die Gemeinschaft oder zwingend vorgeschriebene Kofinanzie­
rung durch die Mitgliedstaaten unter Abwälzung der Kosten 
auf die Marktteilnehmer im Wege der Erhebung von Abgaben 
— Urteil in der Rechtssache C-239/01, Deutschland/Kommis­
sion 

Tenor 

1. Art. 2 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 2777/2000 der Kom­
mission vom 18. Dezember 2000 über außerordentliche Stüt­
zungsmaßnahmen für den Rindfleischmarkt in der durch die Ver­
ordnung (EG) Nr. 111/2001 der Kommission vom 19. Januar 
2001 geänderten Fassung ist dahin auszulegen, dass von dieser 
Bestimmung die Tests auf bovine spongiforme Enzephalopathie 
erfasst werden, die in den Niederlanden in den Monaten Mai 
und Juni 2001 für jegliches Fleisch von mehr als 30 Monate 
alten, für den menschlichen Verzehr geschlachteten Rindern obliga­
torisch waren. 

2. Art. 2 Abs. 1 der Verordnung Nr. 2777/2000 in der durch die 
Verordnung Nr. 111/2001 geänderten Fassung ist dahin aus­
zulegen, dass das durch diese Bestimmung mit Wirkung vom 1. 
Januar 2001 auferlegte Verbot der Vermarktung von Fleisch von 
mehr als 30 Monate alten, nicht mit Negativbefund auf bovine 
spongiforme Enzephalopathie getesteten Rindern eine Veterinär­
maßnahme im Sinne von Art. 1 Abs. 2 Buchst. d der Verordnung 
(EG) Nr. 1258/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 über die 
Finanzierung der Gemeinsamen Agrarpolitik darstellt, die in den 
Programmen zur Tilgung und Überwachung der bovinen spongi­
formen Enzephalopathie vorgesehen ist.
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3. Art. 2 Abs. 2 der Verordnung Nr. 2777/2000 in der durch die 
Verordnung Nr. 111/2001 geänderten Fassung sowie die Art. 4 
und 5 Abs. 4 Unterabs. 2 der Richtlinie 85/73/EWG des Rates 
vom 29. Januar 1985 über die Finanzierung der veterinär- und 
hygienerechtlichen Kontrollen nach den Richtlinien 89/662/EWG, 
90/425/EWG, 90/675/EWG und 91/496/EWG in der durch 
die Richtlinie 96/43/EG des Rates vom 26. Juni 1996 geänder­
ten und kodifizierten Fassung sind dahin auszulegen, dass sie die 
Mitgliedstaaten nicht daran hindern, einzelstaatliche Gebühren zur 
Finanzierung der Kosten für Tests auf bovine spongiforme Enze­
phalopathie zu erheben. Bei der Festlegung des Gesamtbetrags der 
Gebühren, die mit Tätigkeiten der Schlachtung von zum mensch­
lichen Verzehr bestimmten Rindern zusammenhängen, müssen die 
für die Gemeinschaftsgebühren vorgesehenen Grundsätze beachtet 
werden, nach denen zum einen dieser Gesamtbetrag die entstan­
denen Kosten, die die Löhne und Sozialabgaben sowie die mit der 
Durchführung dieser Tests verbundenen Verwaltungskosten umfas­
sen, nicht übersteigen darf und zum anderen die direkte oder 
indirekte Erstattung einer solchen Gebühr untersagt ist. 

( 1 ) ABl. C 297 vom 8.12.2007. 

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 7. Juli 2009 
(Vorabentscheidungsersuchen des High Court of Justice 
[Queen’s Bench Division] — Großbritannien) — The 
Queen auf Antrag von S.P.C.M. SA, C.H. Erbslöh KG, 
Lake Chemicals and Minerals Ltd, Hercules Inc./Secretary 

of State for the Environment, Food and Rural Affairs 

(Rechtssache C-558/07) ( 1 ) 

(Verordnung [EG] Nr. 1907/2006 — Chemische Stoffe — 
Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung die­
ser Stoffe [REACH] — Begriff „Monomerstoff“ — Gültigkeit 

— Verhältnismäßigkeit — Gleichbehandlung) 

(2009/C 205/08) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

High Court of Justice (Queen’s Bench Division) 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: The Queen auf Antrag von S.P.C.M. SA, C.H. Erbslöh KG, 
Lake Chemicals and Minerals Ltd, Hercules Inc. 

Beklagter: Secretary of State for the Environment, Food and 
Rural Affairs 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — High Court of Justice, Queen’s 
Bench Division (Vereinigtes Königreich) — Auslegung und Gül­
tigkeit des Art. 6 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 

2006 zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschrän­
kung chemischer Stoffe (REACH), zur Schaffung einer Europäi­
schen Agentur für chemische Stoffe, zur Änderung der Richt­
linie 1999/45/EG und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) 
Nr. 793/93 des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1488/94 der 
Kommission, der Richtlinie 76/769/EWG des Rates sowie der 
Richtlinien 91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG und 
2000/21/EG der Kommission (ABl. L 396, S. 1) — Begriff 
„Monomerstoffe“ 

Tenor 

1. Der Begriff „Monomerstoffe“ in Art. 6 Abs. 3 der Verordnung 
(EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 18. Dezember 2006 zur Registrierung, Bewertung, Zulas­
sung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH), zur Schaf­
fung einer Europäischen Chemiekalienagentur, zur Änderung der 
Richtlinie 1999/45/EG und zur Aufhebung der Verordnung 
(EWG) Nr. 793/93 des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 
1488/94 der Kommission, der Richtlinie 76/769/EWG des Ra­
tes sowie der Richtlinien 91/155/EWG, 93/67/EWG, 
93/105/EG und 2000/21/EG der Kommission bezieht sich nur 
auf Monomere in gebundener Form, die Bestandteil von Polymeren 
sind. 

2. Die Prüfung der zweiten Frage hat nichts ergeben, was die Gültig­
keit von Art. 6 Abs. 3 der Verordnung Nr. 1907/2006 berühren 
könnte. 

( 1 ) ABl. C 51 vom 23.2.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 2. Juli 2009 
(Vorabentscheidungsersuchen des Hoge Raad der 
Nederlanden — Niederlande) — Har Vaessen Douane 

Service BV/Staatssecretaris van Financiën 

(Rechtssache C-7/08) ( 1 ) 

(Befreiung von den Eingangsabgaben — Verordnung [EWG] 
Nr. 918/83 — Art. 27 — Als Sammelsendung versandte 
Waren, die einzeln von geringem Wert sind — Versand der 
Sendungen unmittelbar von einem Drittstaat aus an einen 

Empfänger in der Gemeinschaft) 

(2009/C 205/09) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hoge Raad der Nederlanden 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Har Vaessen Douane Service BV 

Beklagter: Staatssecretaris van Financiën
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